
entgehen der Stadt ab 2015 
weitere 50 Millionen. 
Häupl: Die Grünen sind Be­
standteil dieser Regierung 
und verhalten sich glückli­
cherweise auch so. Die Frage 
ist also relativ leicht beant­
wortet: Solange wir gemein­
sam für Einnahmen sorgen, 
können wir auch gemein­
sam Geld ausgeben. 

Haben Sie die Spendier­
hosen der SPO überrascht? 
Vassilakou: Nein, ich habe hart 
dafür gekämpft. 

Zu den erwähnten Einnah­
men. Wer zahlt jetzt die Tarif­
reform? Sind das die Autofah­
rer etwa über das Parkpickerl? 
Häupl: Ganz und gar nicht. 
Die Stadt Wien und somit 
der Steuerzahler zahlen jetzt 
und 'heute etwa 700 Millio­
nen Euro jährlich, damit U­
Bahn, Bim und Bus fahren. 
Auch die zusätzlichen 30 
Millionen Euro sind bewäl­
tigbar. 
Vassilakou: Es wird oft so ge­
tan, als wollten wir Auto- ge-
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gen Öffifahrer ausspielen. 
Das greift zu kurz. Wir wol­
len Voraussetzungen schaf­
fen, wo es für die Wiener klug 
und günstiger ist, das Auto 
zu Hause stehen zu lassen 
und stattdessen um einen 
Euro am Tag mit der U-Bahn 
zu fahren . 
Häupl: Es ist ganz einfach eine 
Ansage an die Bewohner die­
ser Stadt: "Fahren Sie öffent­
lich!" Wir tun das nicht, um 
dieAutofahrer zu ärgern. Wir 
versuchen so, die Lebens­
qualität bei Berücksichti­
gung des Klimaschutzes zu 
erhöhen. 

Sind Sie nicht sauer aufdie 
Okos? Immerhin haben Ih­
nen die Grünen bei der um­
strittenen Bebauung der 
Gründe am Steinhof und 
beim kleinen Glücksspiel in 
aller Offentlichkeit das Bum­
merl umgehängt? 
Hllupl: Überhaupt nicht. Ja, 
mir wäre eine gesetzliche 
Lösung lieber gewesen als 
ein Verbot des kleinen 
Glücksspiels ab 2015. Aber 
die Bedingungen hatten sich 
eben geändert. Die rote Ba­
sis und auch die Grünen 
sprachen sich klar gegen das 
Spielen am Automaten aus. 
Dass auch ich das letztlich 
unterstützt und mich auch 
für eine Neuplanung am Ot­
to-Wagner-Areal eingesetzt 
habe, beweist ja nur, dass ich 
gar nicht so böse und autori­
tär bin wie mich Journalisten 
wie Sie gerne beschreiben. 
Ich höre eben auf die eigene 
Basis. Beim Glücksspiel 
müssen wir uns nun aber mit 
Fragen des Spielerschutzes 
befassen und der Bund sollte 
sich überlegen, wie er das 
Zocken im Internet in den 
Griff bekommen möchte. 

Zum Thema Integration in 
Wien: Sozialminister Rudolf 
Hundstorfer (SPO) spricht 
von ,,Alarmstufe Rot", da von 
den arbeitslosen Jugendli­
chen 70 Prozent Migrations­
hintergrund haben. Wie wol­
len Sie diesem Pulverfass in 
spe entgegentreten? 
Hllupl: Unsere Aufmerksam­
keit muss verstärkt jenen Ju­
gendlichen gelten, die über 
die Familienzusammenfüh­
rung nach Wien gekommen 
sind. Das sind oft junge 
Menschen, die keinen Bil­
dungsabschluss haben und 

"Ich wurde von dem 
Vorurteil befreit, dass 
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Maria Vassilakou Ober die SPÖ 

die kaum Deutsch sprechen. 
Hier ist die Gefahr des Ab­
gleitens in ' die Kriminalität 
größer. Deshalb schicken 
wir Sozialarbeiter auf die 
Straße, die auch die Mutter­
sprache der Jugendlichen 
sprechen. Unsere Botschaft 
lautet: Entweder ihr haltet 
euch an Regeln, lernt die 
Sprache und könnt so Karrie­
re machen oder eure Karriere 
droht, im Häfn zu enden. Wir 
spielen hier Himmel/Hölle. 
Wir sagen: Seid's gscheidt 
und nehmt's den Himmel! 

Wieso lässt man sich mit 
der angekündigten Sprach­
standserhebung unter Mi­
granten dann so lange Zeit? 
Vassilakou: Jugendliche brau­
chen Perspektiven. Dafür 
bieten wir Sprachkurse an 
und schaffen Lehrstellen. 
Die Sprachstandserhebung 
wird 2012 in Angriff genom-

men. Unser Ziel lautet nach 
wie vor: Jedes Kind soll bei 
der Einschulung so gut 
Deutsch können, dass es 
dem Unterricht problemlos 
folgen kann. Ich glaube aber 
auch für uns beide sprechen 
zu können, wenn ich sage, 
dass wir so wie Minister 
Hundstorfer eine Ausbil­
dungspflicht bis zum 18. Le­
bensjahr fordern. 

Wie lange wird man in 
Wien noch mit 46 Prozent der 
Stimmen absolut regieren 
können, Frau Vassilakou? 
Vassilakou: Fix ist, dass die 
nächste Wien-Wahl mit ei­
nem neuen Wahlrecht ge­
schlagen wird. 

Kolportiert wird, dass das 
System einfacher und stark 
an das Nationalratswahlmo­
dell angelehnt werden soll. 
Hllupl: Mit Verlaub, ich führe 
im Beisein des KURIER keine 
Verhandlungen mit den 
Grünen. Ein Hinweis sei aber 
gestattet: In ganz Österreich 
und in Europa wird über das 
Mehrheitswahlrecht disku­
tiert, nur in Wien nicht. Das 
ist okay. Wir werden uns 
auch hier einigen. 

Herr Häupl, von welchem 
Vorurteil, das Sie gegenüber 
den Grünen gehegt haben, 
mussten Sie sich nach dem 
ersten Jahr verabschieden? 
Häupl: Das betrifft ganz sicher 
den Punkt Zuverlässigkeit. 
Hier haben sich die Grünen 
weiterentwickelt. Denn vor 
ein paar Jahren hätte mein 
Urteil diesbezüglich noch 
anders ausgesehen. Wer hät­
te damals gedacht, dass man 
irgendwann zu der Erkennt­
nis kommen muss, dass die 
Grünen zuverlässiger sind 
als die ÖVP. 
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